
Wien, Kongresszentrum Hofburg:
Vom 12. bis 14. Jänner 2006
tagte der informelle Rat der Jus-

tiz- und Innenminister. Rund 500 Poli-
zistinnen und Polizisten sorgten für die
Sicherheit der Tagungsteilnehmer. Der
Verkehr rund um die Hofburg und auf
den Zufahrten wurde während der An-
reise der Politiker so geregelt, dass es
trotz der Sicherheitsvorkehrungen kaum
zu Beeinträchtigungen kam. Auch die
anderen Veranstaltungsorte und die Ho-
tels, in denen die Minister und Delegati-
onsmitglieder wohnten, wurden be-
wacht. Die Polizisten sorgten für Si-
cherheit, ohne dass ihre Präsenz unan-
genehm zu spüren war. Einige Minister
lobten nach der Tagung die professio-
nelle Vorgangsweise der Polizei.

Einige Tage vorher gab es die erste
Bewährungsprobe für die Sicherheits-
kräfte im Rahmen der österreichischen
EU-Präsidentschaft. Ebenfalls in der
Hofburg berieten die Mitglieder der Eu-
ropäischen Kommission und der öster-
reichischen Bundesregierung.

Auch bei den folgenden EU-
Großveranstaltungen, dem EU-Gipfel
„Beschäftigung und Soziales“ in Vil-
lach und beim „Sound of Europe“ in
Salzburg war die Sicherheit gewährleis-
tet. In Villach waren einige Hundert Po-
lizisten eingesetzt. Die Kärntner Poli-
zisten wurden von Kolleginnen und
Kollegen aus Salzburg und der Steier-
mark unterstützt. Beim „Sound of Euro-
pe“ in Salzburg kam es durch die Ver-
kehrslotsungen lediglich zu leichten Be-
hinderungen im Straßenverkehr.

„Größtmögliche Sicherheit für die
Konferenzteilnehmer und möglichst ge-
ringe Beeinträchtigungen der Bewohner
und Gäste“ lautet das Motto für die Si-
cherheitsvorkehrungen während der
österreichischen EU-Ratspräsident-
schaft. Staats- und Regierungschefs,
hochrangige Vertreter der Europäischen
Union und vieler weiterer Staaten und
Organisationen sind während des Rats-
vorsitzes in Österreich zu Gast. Das er-
fordert ein ausgeklügeltes Sicherheits-

konzept. Verantwortlich für die Sicher-
heitsmaßnahmen sind Beamte der
Grenzkontrollstellen (Ein- und Ausreise
der Delegationen) und der Verkehrsab-
teilungen der Landespolizeikommanden
(Lotsungen und Ampelfreischaltungen),
Polizisten, die bei den Hotels und Ver-
anstaltungsorten für den Objektschutz
sorgen, Diensthundeführer und Exper-
ten des Entschärfungsdienstes des Bun-
deskriminalamtes, die Gebäude, Veran-
staltungsorte und verdächtige Gegen-
stände durchsuchen, und die Spezialis-
ten der Sondereinheit Observation, die
für den Abhörschutz sorgen. 

Dazu kommen die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des Bundesamts und
der Landesämter für Verfassungsschutz
und Terrorismusbekämpfung, die für
die Sicherheitsmaßnahmen bei den Ver-
anstaltungen und für die Koordinierung
des Personenschutzes verantwortlich
sind. Für den unmittelbaren Personen-
schutz sorgen die Spezialisten des Ein-
satzkommandos Cobra. Viele Polizistin-
nen und Polizisten sind darüber hinaus
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Sicherheitsvorkehrungen während der EU-Präsidentschaft: „Größtmögliche Sicherheit für die Konferenzteilnehmer und 
möglichst geringe Beeinträchtigungen der Bewohner und Gäste.“ 

Enorme Herausforderungen
Die Sicherheit bei den bisherigen Veranstaltungen im Rahmen der österreichischen 
EU-Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 2006 war in keinem Moment gefährdet.



mit Absperrmaßnahmen und mit
der Verkehrsregelung befasst.
„Österreichs Polizei zeigt der Welt
mit ihrer hervorragenden Arbeit
und ihrem professionellen Auftre-
ten, dass unser Land auf alle Auf-
gaben gut vorbereitet ist“, sagte
Innenministerin Liese Prokop. 

Bei den Sicherheitsmaßnahmen
griff das Innenministerium auf Er-
fahrungen der ersten EU-Ratsprä-
sidentschaft im Jahr 1998 zurück.
Die Rahmenbedingungen haben
sich allerdings verändert: Die Zahl
der EU-Mitgliedsländer ist von 15
auf 25 angestiegen und die Bedro-
hungslage hat sich verschärft – un-
ter anderem durch die Terroranschläge
in Madrid und London.

Das Sicherheitskonzept enthält nicht
nur den Maßnahmen für den Personen-
und Objektschutz und den Verkehrs-
dienst, sondern ist ein umfassender
Plan, in dem etwa die Zusammenarbeit
der Veranstalter, Behörden und Organi-
sationen bedacht wird, Sicherheitsüber-
prüfungen geregelt werden, die Akkre-
ditierung, das Kfz-Management, techni-
sche Unterstützung, Einsatzzentralen,
die medizinische Betreuung bis hin zum
Krisen- und Katastrophenschutzmana-
gement. Schon Monate vorher wurden
verschiedenen Szenarien durchgespielt.
Die größte derartige Veranstaltung war
die Katastrophenschutzübung „Vorsor-
ge 05“ am 23. November 2005 im
Raum Wien und Schwechat. Ziel der
vom Bundeskanzleramt angeregten
Übung war es, das Funktionieren des
behördlichen Krisenmanagements zu
erproben, ebenso die Zusammenarbeit
der Einsatzorganisationen bei einem
Terrorüberfall. 540 Einsatzkräfte der
Polizei, Rettung Feuerwehr und des
Bundesheeres erfüllten bei der „Vorsor-
ge 05“ ihre Aufgaben professionell. Das
Zusammenspiel der Einsatzorganisatio-
nen funktionierte ohne besondere Pro-
bleme. Evaluierungsteams, die bei allen
Übungsbereichen eingesetzt waren, ana-
lysierten den Verlauf Die daraus ge-
wonnenen Erkenntnisse werden für
künftige Einsätze genutzt.

Die EU-Ratspräsidentschaft, also der
Vorsitz im Rat der Europäischen Union,
wird von den Mitgliedstaaten turnus-
mäßig für jeweils sechs Monate wahr-
genommen. Die Reihenfolge der Länder
wird vom Rat festgelegt. Österreich
übernahm den Ratsvorsitz in der ersten
Jahreshälfte 2006 nach 1998 zum zwei-
ten Mal seit seinem EU-Beitritt im Jahr
1995. Auf Österreich folgen Finnland,
Deutschland und Portugal.

Hauptaufgaben des Ratsvorsitzes
sind:
• die Organisation und Vorsitzführung
bei allen Treffen des Europäischen Rats
sowie der ihm zuarbeitenden Ausschüs-
se und Arbeitsgruppen,
• die Vertretung des Rats gegenüber an-
deren EU-Organen und Einrichtungen,
der Europäischen Kommission und dem
Europäischen Parlament und
• die Vertretung der Europäischen Uni-
on in internationalen Organisationen
und gegenüber Drittstaaten. 

Österreich führt im ersten Halbjahr
2006 den Vorsitz bei allen Treffen der
Staats- und Regierungschefs sowie bei
allen Tagungen der Fachministerräte.
Diese finden in Brüssel oder Luxem-
burg statt; es ist üblich, dass sich die
Fachminister informell im Vorsitzland
treffen. Während des österreichischen
Vorsitzes finden insgesamt zwölf infor-
melle Ministertreffen in Österreich

statt. Jedes Bundesland ist zumin-
dest einmal Gastgeber. Österreich
führt auch in den Gremien den
Vorsitz, die diese Tagungen vorbe-
reiten. Dazu zählt der wöchentlich
tagende Ausschuss der Ständigen
Vertreter, der sich aus den Bot-
schaftern der Mitgliedstaaten bei
der Europäischen Union („ASTV
II“) beziehungsweise aus deren
Stellvertretern („ASTV I“) zusam-
mensetzt. Dazu kommt der Vorsitz
in rund 200 regelmäßig tagenden
Ausschüssen und Arbeitsgruppen.

Es ist Aufgabe des Vorsitzes, die
Arbeit des Rats so effizient wie
möglich vorzubereiten und durch

die Ausarbeitung von Kompromiss-
vorschlägen und Vermittlung zwischen
den Mitgliedstaaten die Arbeit voranzu-
bringen. Das gemeinsame Jahresarbeits-
programm des Rats wurde von Öster-
reich mit dem nachfolgenden Vorsitz-
land Finnland erstellt.

Der Ratsvorsitz vertritt den Rat auch
gegenüber den anderen Organen der
Europäischen Union, insbesondere ge-
genüber der Europäischen Kommission
und dem Europäischen Parlament (EP).
Die Präsidentschaft spricht im Europäi-
schen Parlament im Namen des Rats.
Zu Beginn des Vorsitzhalbjahres wird
dem EP jeweils das Arbeitsprogramm
präsentiert, am Ende legt die Präsident-
schaft dem Parlament eine Bilanz vor.
Während des Vorsitzes berichtet die
Präsidentschaft dem EP regelmäßig
über die Arbeiten im Rat, steht in Fra-
gestunden zu aktuellen Themen Rede
und Antwort und nimmt an Debatten zu
Integrationsprojekten teil. Die Präsi-
dentschaft vertritt den Rat in den Ver-
handlungen mit dem EP im Gesetzge-
bungsprozess. Die Präsidentschaft ver-
tritt den Rat auch im Ausschuss der Re-
gionen und im Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss.

Vertretung nach außen. Der Ratsvor-
sitz vertritt in Zusammenarbeit mit der
Europäischen Kommission die Europäi-
sche Union auf internationaler Ebene.
Er wird dabei vom „Hohen Vertreter für
die Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik“ unterstützt. Die Vertretung
gegenüber Drittstaaten (Nicht-EU-Mit-
gliedstaaten) im Rahmen der „Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik“
(GASP) erfolgt vielfach im „Troika-
Format“. Die Troika besteht seit dem
Amsterdamer Vertrag 1997 aus der ak-
tuellen Präsidentschaft, dem Hohen
Vertreter für die Gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik, sowie einem
Vertreter der Europäischen Kommissi-
on. Der Vorsitz wird bei diesen Aufga-
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Treffen der Justiz- und Innenminister: Justiz-
ministerin Karin Gastinger, Kommissär Franco 
Frattini, Innenministerin Liese Prokop.

Sechs Schwerpunkte 

Sechs Schwerpunkte stehen am
Programm des Bundesministeriums
für Inneres:
• Heranführung der Westbalkanlän-
der an die EU-Sicherheitsstandards, 
• Intensivierung der Zusammenar-
beit im Kampf gegen die organisier-
te Kriminalität und Korruption,
• Kooperation im Kampf gegen den
Terrorismus,
• Abbau der Grenzkontrollen unter
Wahrung höchster Sicherheitsstan-
dards (Schengen),
• Fortgang der Arbeiten an einer
EU-Asylregelung und einem Asyl-
system.
• Schaffung eines neuen Rechts-
und Finanzinstruments für den Ka-
tastrophenschutz.

B M I



ben von dem Mitgliedstaat unterstützt,
der den nachfolgenden Vorsitz wahr-
nimmt. In internationalen Organisatio-
nen, wie zum Beispiel den Vereinten
Nationen oder der Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Euro-
pa (OSZE), gibt der Ratsvorsitz vorher
mit den anderen EU-Mitgliedstaaten ab-
gestimmte Erklärungen und Stellung-
nahmen ab. Auch bei internationalen
Großkonferenzen spricht der Vorsitz im
Namen der Europäischen Union.

Logistik. Die EU-Ratspräsidentschaft
bedeutet für Österreich neben den in-
haltlichen Aufgaben eine organisatori-
sche Herausforderung. Weltweit werden
viele Konferenzen koordiniert und mehr
als 150 Treffen in Österreich ausgerich-
tet, mehrere davon auf Ministerebene.
Ziel ist es, Konferenzgästen und Medi-
envertretern optimale Arbeitsbedingun-
gen zu bieten.

Dazu müssen Konferenzräume reser-
viert werden, Hotels freigehalten, Ver-
pflegung bereitgestellt und Teilnehmer-
transporte organisiert werden. Konfe-
renz- und Büromaterial muss mit dem
Logo bedruckt und versandt werden,
Personal als Dolmetscher und Überset-
zer für ihre Aufgabe vorbereitet. Einer
der umfassendsten Organisationsberei-

che ist die technische Ausstattung für
Tagungsbereiche und Medienzentren.
Eine besondere Rolle spielen die Si-
cherheitsvorkehrungen.

Das richtige Zusammenwirken aller
Organisationsbereiche ist eine hohe
Verantwortung für jede Ratspräsident-
schaft, um einen reibungslosen Ablauf

für oft Hunderte, bei den größten Kon-
ferenzen sogar Tausende Personen zu
gewährleisten. Zahlreiche Kooperati-
onspartner arbeiten mit der österreichi-
schen EU-Ratspräsidentschaft zusam-
men; einige von ihnen unterstützen
durch unentgeltliche Übernahme von
Leistungen im Logistikbereich.
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Unterzeichnung eines Abkommens zwischen Kroatien und Europol: Justizministerin
Vesna Skare Ozbolt (Kroatien),  Liese Prokop, Franco Frattini, Karin Gastinger, 
Innenminister Ivica Kirin (Kroatien), Europol-Direktor Max Peter Ratzel.

Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts

Mit dem Vertrag von Maastricht be-
gann 1993 die Zusammenarbeit zwi-
schen den EU-Mitgliedstaaten im Be-
reich Justiz und Inneres. In der 3. Säule
(Gemeinsame Innen- und Rechtspoli-
tik) verpflichteten sich die Regierun-
gen, Fragen der Einwanderungs- und
Asylpolitik sowie der Verbrechens-
bekämpfung gemeinsam zu bearbeiten.

1999 wurde im Vertrag von Amster-
dam die Weiterentwicklung der EU als
Raum der Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts als eines der grundlegenden
Ziele der Europäischen Union formu-
liert. Darunter werden die Handlungs-
ermächtigungen der EU in den Berei-
chen Visa, Asyl, Einwanderung, justizi-
elle Zusammenarbeit in Zivil- und
Strafsachen sowie Polizeikooperation
zusammengefasst. Zur Umsetzung der
Vorhaben gab das mehrjährige Ak-
tionsprogramm von Tampere politische
Leitlinien und konkrete Ziele vor, die
von 1999 bis 2004 umgesetzt wurden. 

Im November 2004 wurde vom Eu-
ropäischen Rat das „Haager Programm

zur Stärkung von Freiheit, Sicherheit
und des Rechts in der Europäischen
Union“ angenommen. Das Haager Pro-
gramm, mit dem das Tampere-Pro-
gramm fortgesetzt wird, gibt die Leitli-
nien der EU-Politik in den Bereichen
Justiz und Inneres vor. Dazu wurde ein
Aktionsplan ausgearbeitet und be-
schlossen, der zehn Prioritäten für die
nächsten fünf Jahre vorsieht. So wer-
den etwa die Prioritäten in den Berei-
chen Asyl, Migration, polizeiliche und
justizielle Zusammenarbeit, Grenz-
schutz, Kampf gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalität festgelegt. 

Die polizeiliche Zusammenarbeit soll
insbesondere durch die Verstärkung der
praktischen Zusammenarbeit zwischen
den Polizei- und Zollbehörden der Mit-
gliedstaaten und Europol verbessert
werden. Europol soll mit Eurojust eine
entscheidende Rolle bei der Bekämp-
fung der grenzüberschreitenden (orga-
nisierten) Schwerkriminalität und des
Terrorismus übernehmen.

Ab heuer wird Europol jährliche
„Bewertungen der Bedrohungslage“
vorlegen. Sie basieren auf den Informa-
tionen der Mitgliedstaaten und den

Beiträgen von Eurojust und der Task
Force der Polizeichefs.

Ein weiterer Schwerpunkt des Haa-
ger Programms ist die Verbesserung
des Informationsaustausches. Bis spä-
testens 1. Jänner 2008 soll der Aus-
tausch strafverfolgungsrelevanter Infor-
mationen nach dem Prinzip der Verfüg-
barkeit erfolgen. Das bedeutet, dass ein
Strafverfolgungsbeamter eines Mit-
gliedstaats aus einem anderen Mitglied-
staat jede Information erhält, die er
braucht. Die Strafverfolgungsbehörde
des Mitgliedstaats, die über die
benötigten Informationen verfügt, kann
diese bereitstellen – unter Berücksichti-
gung anhängiger Ermittlungen. 

Während der österreichischen Rats-
präsidentschaft wird die Umsetzung der
Vorgaben des Haager Programms vor-
angetrieben – insbesondere zur Verbes-
serung des Informationsaustausches.
Der Prümer Vertrag könnte im Infor-
mationsaustausch zur Verbrechens-
bekämpfung als Pilotprojekt herange-
zogen werden.

Unter dem österreichischen Ratsvor-
sitz werden die Arbeiten für die Zu-
kunft von Europol in Angriff genom-
men.

J U S T I Z  U N D  I N N E R E S


